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9) Ausgleichsunterſtützungen , Kriegsbeihilfen ,
militäriſche Sonderunterſtützungen .

Außer durch Zuwendungen aus Kap . 84a kann aber be⸗

dürftigen Kriegshinterbliebenen noch in verſchiedener anderer Form
mit Unterſtützungen geholfen werden. Eine wirtſchaftliche
Notlage entſteht nicht ſelten dann , wenndie Familienunterſtützung
3 Monate nach dem Tode des Kriegsteilnehmers aufhört und die

Hinterbliebenenverſorgung beginnt .
Infolge der namentlich in Großſtädten zugebilligten , nicht

unweſentlichen örtlichen Erhöhung der Mindeſtſätze der Familien⸗

unterſtützung durch Mehrleiſtungen in Geld und Sachbezügen
und des vielfach in recht beträchtlichem Umfang gewährten Miet⸗

zuſchuſſes ſtehen manche Kriegerwitwen und ihre Kinder mit der

Hinterbliebenenverſorgung auf Grund des M . H. G. ſchlechter als

mit der Familienunterſtützung . Gegen den Vorſchlag , dieſen

Kriegshinterbliebenen Ausgleichsunterſtützungen in der

Form von Zuſchüſſen zu den Rentenbezügen in der Höhe des

Ausfalles zu gewähren , wurden von der Reichsfinanzverwaltung
grundſätzliche Bedenken erhoben . Vom Reichsamt des Innern
wurde deswegen auf Grund einer Verfügung des Reichskanzlers

Die zu bewilligenden Beträge dürfen nachſtehende Höchſtſätze nicht

überſteigen :
J. Unter den Vorausſetzungen der allgemeinen Verſorgung des

M. H. G. 07 :

für die Witvwe i

für jedes Kind unter 18 Fahren
Hälbwaiſe 503

Vollwaiſe . . 90

II . Unter den Vorausſetzungen 915 Kefegsverſorgung des M. H. G. 07 :

a) für die Hinterbliebenen eines Vorarbeiters :

für die Witwe 3ͤ 189

für jedes Kind unter 18 Gahren
Halbwaiſeee

Vollwaiſe „„

b) für die Hinterbliebenen gile Arbeiters:
für die Wite 0

für die Kinder wie unter 2
Die Zahlung der einmaligen Zuwendungen erfolgt in 12 gleichen

Beträgen monatlich im voraus , für die rückliegende Zeit in einer Summe .

Bereits abgelehnte Anträge ſind einer Nachprüfung zu unterziehen .

Kriegsminiſterium Nr . 2850 . 8. 15. CO3.

Berlin , den 10. Oktober 1915 “ .
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vom 26 . März 1917 angeregt , daß von den Lieferungsverbänden
verwitweten Kriegerfrauen und ihren Familien neben den Hinter⸗

bliebenenbezügen Unterſtützungen auf dem Wege der ge —

meindlichen Kriegswohlfahrtspflege gewährt werden

und zwar in einer Höhe , die nicht durchweg in dem Unterſchieds⸗
betrag zwiſchen der früheren Familienunterſtützung und den Hinter —

bliebenenbezügen beſteht , ſondern nach dem jeweiligen Grad der

Bedürftigkeit bemeſſen wird . Anträge ſind an die Gemeinde zu

richten , in welcher die Hinterbliebenen ihren Wohnſitz haben .

Da eine ſolche Zuwendung damit den Charakter einer freiwilligen
Geldfürſorge erhält , ſind grundſätzlich keine Bedenken dagegen zu

erheben , daß dieſe Unterſtützungen außer von der gemeindlichen

Kriegswohlfahrtspflege auch von der ſozialen Kriegshinter —

bliebenenfürſorge übernommen werden , bis eine Ande—⸗

rung des Militärhinterbliebenengeſetzes durchgeführt iſt oder ſonſt

ſtaatliche Zuſchläge zu der Militärhinterbliebenenrente bewilligt
werden . In Baden wurden bisher weder von einzelnen Liefe —

rungsverbänden und Städten , noch aus Mitteln des B . H . D.

ſolche reine Ausgleichsunterſtützungen bezahlt . Die unter Berück —

ſichtigung der ſchwierigeren wirtſchaftlichen Verhältniſſe zahlreicher
gewordenen Zuwendungen berückſichtigen im Einzelfalle die vor⸗

handene Notlage , wie ſie durch Krankheit , Erziehungsbedürftigkeit
der Kinder , Rückſicht auf die Erhaltung der geſellſchaftlichen
Stellung des verſtorbenen Mannes nötig geworden ſind und ſind
deswegen meiſtens höher , als der in Frage kommende Unter⸗

ſchiedsbetrag ausmacht ! ) .
Auch die Militärverwaltung nimmt ſich der Not dieſer Krieger —

frauen durch die Gewährung von Unterſtützungen aus Heeresmitteln
an und erfüllt auf dieſe Weiſe neben der Hinterbliebenenverſorgung
auch die ſoziale Pflicht einer Geldfürſorge für bedürftige Kriegs⸗

hinterbliebene . Nach einem Erlaß des K. M. vom 26 . 11 . 1917

dürfen Kriegerwitwen von Militärperſonen der Unterklaſſen , die nach
Empfang der Hinterbliebenenbezüge ſchlechter geſtellt ſind wie früher
als Kriegerfrauen , durch die Verſorgungsämter beim Vorliegen eines

Bedürfniſſes auf Antrag aus Kap. 74 , Titel 8 des Kriegsjahres⸗
etats für die Dauer des Krieges befondere Zuwendungen als

Ausgleichsunterſtützungen bewilligt werden . Zur Unter⸗

ſtützung der Hinterbliebenen der Oberklaſſen ſtehen dem Kriegs⸗

über die Zulagen zu den Renten aus der ſozialen Verſicherung5 . 8 0 9
ſ. S. 96 A.

Ul

N

be

be

od



nden

nter⸗

ge⸗

rden

ieds⸗

uter⸗

der

e zu

ben .

ligen

n zu

ichen

ter⸗

nde⸗

ſonſt

lligt
iefe⸗

. D .

rück⸗

icher
vor⸗

gkeit

chen

ſind
iter⸗

ger⸗

teln

jung

egs⸗

917

nach
üher
ines

res⸗

als

iter⸗

egs⸗

rung

I

93

miniſterium Mittel aus Kap. 74 , 5 des Kriegsjahresetats zum

gleichen Zwecke zur Verfügung . Auch ſonſt können die General —

kommandos auf Anſuchen , ſoweit und ſolange hierfür ein Bedürfnis

vorliegt , ausreichend durch Unterſtützungen helfen , und zwar ohne

Rückſicht auf eine beſtimmte Einkommensgrenze und ohne Feſtlegung

auf beſtimmte Sätze . Bei unvermeidlichen Verzögerungen in der

Anweiſung oder Bewilligung der geſetzlichen Verſorgungsgebührniſſe

iſt zur Beſeitigung einer wirtſchaftlichen Notlage der Empfangs⸗

berechtigten ſchnell und ausreichend mit Vorſchüſſen zu helfen .

( S. K. 1918, Nr. 1, S . 1 und 1918 Nr. 4, S . 40, A . M. 1918 ,

Nr . 1, S . 8, Nr . 6) .

Nach einem weiteren Erlaß des KHM. vom 14 . 12 . 1917

können verſorgungsberechtigte ehemalige Heeresangehörige und

Hinterbliebene infolge der durch den Krieg hervorgerufenen

Teuerung der notwendigſten Bedarfsgegenſtände allgemein

laufende Unterſtützungen als Kriegsbeihilfen er —

halten , deren Höheſich nach Lage des einzelnen Falles richtet ;

dieſe werden zuſammen mit den Hinterbliebenenbezügen ausbezahlt .

Im Anſchluß an dieſe Entſchließung des K. M. wird durch

Erlaß vom 12 . 2. 1918 nachſtehendes weiter beſtimmt : Witwen

und Waiſen , die nur Kriegsverſorgung ( Kriegswitwen ,
Ftriegswaiſengeld , Witwenbeihilfen ) oder Ausgleichsunterſtützungen

beziehen , können im allgemeinen mit Kriegsbeihilfen nicht
berückſichtigt werden . Ergeben ſich aber hieraus beſondere Härten

oder liegen Verhältniſſe vor , die unter den gegenwärtigen Um⸗

ſtänden die Gewährung weiterer Mittel durchaus angezeigt er —

ſcheinen laſſen , kann durch einmalige Unterſtützung geholfen

werden . ( A. M. 1918, Nr. 10, S . 103 . )
Ebenſo wird in einem Erlaß des K. [M. vom 4. März

1918 ( A. M. 1918 , S . 168 , Nr . 159 ) verlangt , daß Kriegs⸗

hinterbliebenen , die dadurch in Not geraten find , daß für das

Leiden der Verſtorbenen Dienſtbeſchädigung nicht anerkannt und

ihnen daher Witwen - und Waiſengeld nicht gewährt werden

konnte , nach vorausgegangener Prüfung der Verhältniſſe aus⸗

giebig aus Spendemitteln geholfen werden ſoll .

Auch aus beſonderen Unterſtützungsmitteln des Kriegsmini —

ſteriums ,der Generalkommandos und einzelner Truppen⸗

verbände können den Kriegshinterbliebenen beim Vorhandenſein

einer Notlage in beſchränktem Umfange Beihilfen bewilligt werden .

Alle Geſuche in Unterſtützungsangelegenheiten ſind in ein⸗
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fachſter Form unter Darlegung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe
durch Vermittlung der örtlichen Fürſorgeſtellen des B. H .D. an das

zuſtändige Verſorgungsamt oder Bezirkskommando zu richten . Die

Fürſorgeſtellen haben die Bedürftigkeit gewiſſenhaft aber ohne
jede Engherzigkeit zu prüfen und ihr Gutachten erforderlichenfalls
durch Beifügen von Belegen , Beſcheinigungen , ärztlichen Zeugniſſen
und dergleichen zu ergänzen . Gleichzeitig ſollen die Anträge
der Fürſorgeſtellen Vorſchläge enthalten , ob und in welcher Höhe
eine einmalige oder laufende Unterſtützung angemeſſen erſcheint .

2 . Die Geldverſorgung aus der reichsgeſetzlichen
Verſicherung .

Die Sozialverſicherung des Deutſchen Reichs beruht im weſent —

lichen auf der Reichsverſicherungsordnung vom 19 . Juli 19 ,
ergänzt durch Geſetz vom 12 . Juni 1916 , und auf dem Ver⸗

ſicherungsgeſetz für Angeſtellte vom 20 . Dezember 1911 . Die
R. V . O. regelt die Krankenverſicherung , die Unfallverſicherung und
die Alters - und Invalidenverſicherung . Für die Kriegszeit ſind die

genannten Geſetze durch zahlreiche Erlaſſe ergänzt worden .

Als reichsgeſetzlich geregelte Sozialverſicherung kommt für die

Kriegshinterbliebenen hauptſächlich die Arbeiter - und Angeſtellten⸗
verſicherung in Betracht , mit deren feſtgeſetzten Leiſtungen ſicher
gerechnet werden kann und die ſich im Rahmen der Kriegswohl⸗
fahrtspflege als durchaus anpaſſungs⸗ und ausbaufähig erwieſen
hat . Die geldlichen Leiſtungen derſelben werden den Verſicherten
in ihrem vollen Umfange neben der Kriegsverſorgung gewährt .

a ) Die Invalidenverſicherung .
Die nächſten Angehörigen ( Witwen und Waiſen ) verſtorbener ,

verſicherter Kriegsteilnehmer haben Anſpruch auf Hinterbliebenen⸗
fürſorge auf Grund der Invalidenverſicherung , vorausgeſetzt , daß
der Verſtorbene die Wartezeit erfüllt und die Anwartſchaft auf⸗
recht erhalten hat . Eltern und Geſchwiſter des Verſtorbenen haben

dagegen keinen Anteil an dieſer Art von Hinterbliebenenfürſorge .
Unter Wartezeit iſt hier zu verſtehen ,daß der Verſicherte

eine beſtimmte Zahl von Beiträgen entrichtet hat und zwar 200

Wochenbeiträge , ſofern davon mindeſtens 100 auf Grund der

Verſicherungspflicht entrichtet ſind , bei freiwilliger Verſicherung
500 Wochenbeiträge . Als Beitragswochen gelten dabei auch
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